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Durchführung der Maßnahmen nach § 5 Abs. 2 Nr. 6, 7 und 10 bis 
14 VSG NRW im Jahr 2017; Anzahl der beantworteten 
Auskunftsersuchen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

im Jahr 2017 hat der Verfassungsschutz NRW 22 Maßnahmen gemäß 

§ 5 Abs.2 Nr. 10 VSG NRW vollzogen, hiervon waren zwölf neu 

angeordnet. 

Anordnungsgründe waren in zehn Fällen die Beobachtung des 

Rechtsextremismus, in zehn Fällen die Beobachtung des Islam ismus, in 

einem Fall die Beobachtung des Linksextremismus und in einem Fall die 

Beobachtung von sicherheitsgefährdenden oder geheimdienstlichen 

Tätigkeiten für eine fremde Macht. 52 Personen waren von diesen 

Maßnahmen insgesamt betroffen. 

In allen Fällen wurden zudem Maßnahmen gemäß § 5 Abs.2 Nr. 12 

VSG NRW (IMSI-Catcher und/oder Stille SMS) angeordnet, darüber 

hinaus erging eine solche Anordnung zur Vorbereitung einer Maßnahme 

zur Telekommunikationsüberwachung. Zwei Anordnungen führten dazu, 

dass insgesamt fünf Stille SMS versandt wurden. Der IMSI-Catcher 

wurde in einer Maßnahme eingesetzt. 
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Des Weiteren wurden im Berichtszeitraum in fünf Fällen Maßnahmen 

nach § 5 Abs. 2 Nr. 13 VSG NRW angeordnet, hiervon zwei neu. 

Anordnungsgründe waren in einem Fall die Beobachtung des 

Rechtsextremismus, in drei Fällen die Beobachtung des Islamismus und 

in einem Fall die Beobachtung von sicherheitsgefährdenden oder 

geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde Macht. Neun natürliche 

oder juristische Personen waren von diesen Maßnahmen insgesamt 

betroffen. 

Zudem hat die nordrhein-westfälische Verfassungsschutzbehörde im 

Berichtszeitraum 341 Auskunftsersuchen von Bürgerinnen und Bürgern 

beantwortet. Zu 312 Antragstellerinnen und -stellern waren keine Daten 

gespeichert. 21 Personen wurde mitgeteilt, dass über sie Erkenntnisse 

in Bezug auf extremistische Bestrebungen (7 Rechtsextremismus, 10 

Linksextremismus, 4 Islamismus) vorhanden und gespeichert sind. Acht 

weiteren Personen wurde Auskunft über Speicherungen im Rahmen von 

Mitwirkungsaufgaben der Verfassungsschutzbehörden erteilt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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